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das haben wir bei den gesetzlichen Regelungen zur 
Umsetzung des Schulkonsenses ja festgeschrie-
ben – Teilstandortbildungen möglich macht. Sie sind 
für die Grundschulen möglich. Aber wir wissen doch 
auch aus dem Bereich der Grundschulen, dass die 
Gemeinden und auch die Schulen eher für eigen-
ständige Schulen kämpfen als für Teilstandortbil-
dungen, weil es einfach organisatorisch viel mehr 
Aufwand ist. 

Ich habe an einer Schule gearbeitet, die zwei De-
pendancen hatte, weil die Schule so nachgefragt 
war. Für ein Kollegium, für ein Team, ist das eine 
ganz große Schwierigkeit. Deswegen gibt es dieses 
Angebot nur, wenn ansonsten keine andere Alterna-
tive vorhanden ist oder wenn nicht eine eigenstän-
dige Schule gebildet oder fortgeführt werden kann.  

Deswegen stellt sich die Problemlage allein auf-
grund der Vorgaben für die Größen der Schulen. 
Das ist der entscheidende Punkt. Ich glaube eigent-
lich auch, dass Sie das nachvollziehen können. 
Sonst hätten Sie jetzt diese Frage nicht gestellt.  

Jetzt will ich noch eingehen auf das Argument, das 
auch Frau Vogt genannt hat. Wenn man das jetzt im 
Gesetz noch einmal ausdrücklich sagen würde, was 
für alle gilt, das gilt auch für Realschulen und Gym-
nasien, was aus unserer Sicht nicht erforderlich ist, 
dann würden die Anträge kommen. Normalerweise 
melden sich Schulen, wenn sie etwas verändern 
wollen. Kommunen melden sich, wenn sie etwas 
verändern wollen. Es gibt auch das Instrument der 
Schulentwicklungskonferenzen. Es ist uns kein ein-
ziges Anliegen in dieser Hinsicht bekannt.  

Insofern sehen wir hier in der Tat keinen Rege-
lungsbedarf, der es rechtfertigen würde, dafür ein 
Gesetz zu machen, weil es schon jetzt möglich ist. 
Es gibt keine Forderungen danach. 

Insofern wäre es einfach hilfreich, wenn Sie einse-
hen würden, dass es hier erstens keine Benachteili-
gung gibt und dass zweitens kein Bedarf für ein Ge-
setz besteht. Die Landesregierung unterstützt, dass 
es hierzu keine Mehrheit für dieses Anliegen gibt. – 
Danke schön. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Meine Damen und Herren, weite-
re Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
deshalb die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung empfiehlt in Drucksache 
16/4608 – Neudruck –, den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/2885 abzulehnen. Wer dieser Beschluss-
empfehlung folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Piratenfraktion. Wer 
stimmt gegen diese Beschlussempfehlung? – Das 
sind die Fraktionen von CDU und FDP und der frak-

tionslose Abgeordnete Stein. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die genannte 
Beschlussempfehlung Drucksache 16/4608 
mehrheitlich angenommen und der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/2885 in zweiter Lesung abge-
lehnt.  

Meine Damen und Herren, bevor ich den Tagesord-
nungspunkt 12 aufrufe, möchte ich Ihnen noch ei-
nen Nachtrag zur Erfassung des Abstimmungs-
verhaltens bei Tagesordnungspunkt 9 im Plenar-
protokoll zur Kenntnis geben. Bei den zu Tagesord-
nungspunkt 9 vorhin durchgeführten Abstimmungen 
war es zu einem Missverständnis gekommen. Des-
halb darf ich klarstellen, dass das Abstimmungsver-
halten im Zusammenhang mit dem Entschließungs-
antrag der CDU Drucksache 16/4903 folgenderma-
ßen erfolgt ist und hiermit zu Protokoll gegeben 
wird:  

Bei der Abstimmung über diesen genannten Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/4903 haben 
die Fraktion der CDU und der fraktionslose Abge-
ordnete Stein zugestimmt. Gegen den Antrag haben 
die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen und ein Teil der Fraktion der Piraten gestimmt. 
Schließlich haben sich die Fraktion der FDP und ein 
weiterer Teil der Fraktion der Piraten bei der Ab-
stimmung enthalten. Mit diesem Abstimmungsver-
halten wurde der Entschließungsantrag der CDU-
Fraktion Drucksache 16/4903 abgelehnt. Das zur 
Klarstellung im Plenarprotokoll zu Tagesordnungs-
punkt 9. Vielen Dank für Ihre geschätzte Aufmerk-
samkeit. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

12 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen und anderer Vorschriften im Zustän-
digkeitsbereich des Justizministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4231  

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/4833 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Wagener das Wort.  

Tanja Wagener (SPD): Sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident! 

(Starke Unruhe) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Entschuldigen 
Sie bitte, Frau Kollegin. – Meine Damen und Her-
ren, ich darf diejenigen, die jetzt Gespräche führen 
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müssen, bitten, sie außerhalb des Plenums fortzu-
setzen, damit wir alle der Rednerin die gebührende 
Aufmerksamkeit zollen können. Herzlichen Dank. – 
Jetzt haben Sie endgültig das Wort. 

Tanja Wagener (SPD): Als ich den Gesetzentwurf 
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen und 
anderer Vorschriften im Zuständigkeitsbereich des 
Justizministeriums zum ersten Mal las, dachte ich, 
eine Formalie, ein Selbstläufer im Rechtsaus-
schuss, im Parlament. Aber ich habe mich geirrt, im 
Rechtsausschuss haben CDU und FDP dagegen 
gestimmt. 

Worum geht es bei diesem so überaus spannend 
klingenden Gesetzentwurf? Es geht – das sei vor-
weg gesagt – nicht um eine bahnbrechende Ge-
setzgebung. Es geht im Wesentlichen um formale 
Aspekte: eine Korrektur bzw. Aktualisierung von 
Begrifflichkeiten in Gesetzen. Es geht um Richtig-
stellungen von Bezugnahmen auf korrespondieren-
de, in der Regel bundesrechtliche Vorschriften, die 
sich geändert haben. Schließlich geht es drittens 
um Änderungen oder Streichungen von Befristun-
gen in betroffenen Gesetzen. Letztere waren die 
Gründe für die Neinstimmen im Rechtsausschuss. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, seit 2004/2005 
steht das gesamte Landesrecht unter dem grund-
sätzlichen Vorbehalt der Befristung und der ständi-
gen Überprüfung des kompletten Normbestandes. 
Verfallsklauseln oder gesetzlich verankerte Be-
richtspflichten sind beide grundsätzlich wichtige In-
strumente, die darauf gerichtet sind, eine kontinuier-
liche Rechtsbereinigung und -korrektur zu gewähr-
leisten.  

Der Gesetzentwurf sieht unter anderem vor, die Be-
fristung in einigen Gesetzen zu streichen. Die SPD-
Fraktion schließt sich diesem Anliegen aus mehre-
ren Gründen an: 

Erstens. Die zu ändernden Gesetze sind teils auf-
grund bundesrechtlicher Regelungen weiterhin er-
forderlich, so zum Beispiel das Ausführungsgesetz 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Niemand hat wohl 
die Absicht, das Gesetzbuch abzuschaffen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Von daher brauchen wir auch weiterhin das Ausfüh-
rungsgesetz dazu – ohne entsprechende Befris-
tung. 

Weiterhin gibt es Gesetze, die sich bereits bewährt 
haben und teils mehrfach evaluiert wurden, sodass 
eine Befristung auch hier entbehrlich ist, so zum 
Beispiel das Schiedsamtsgesetz. Ich denke, auch 
da besteht Einigkeit, dass sich das Schiedsamtsge-
setz bewährt hat und bei der Bevölkerung sehr gut 
angekommen ist. Es besteht kein Grund für eine 
Befristung. 

Ein dritter Aspekt für uns, diesem Gesetzentwurf 
zuzustimmen, ist, dass durch die Aufhebung von 

Befristungen bei bereits evaluierten Gesetzen Büro-
kratie abgebaut wird, sprich, die Ministerien können 
sich auf die Gesetze konzentrieren, bei denen wei-
terer Evaluierungsbedarf besteht, und müssen sich 
nicht mit Altlasten herumschlagen.  

Die frühere schwarz-gelbe Landesregierung hat ei-
ne andere, etwas rigidere Linie gefahren. Unsinnige 
Folge war, dass bei der Evaluierung weiterhin Vor-
schriften in den Blick genommen wurden, die ihre 
Erforderlichkeit in der Praxis längst unter Beweis 
gestellt hatten. Das wollen wir nicht. Dementspre-
chend werden wir zustimmen. 

Die CDU hat ihre Ablehnung im Rechtsausschuss 
auch damit begründet, dass die maßgeblichen Be-
richte der Landesregierung bezüglich der einzelnen 
Gesetze bereits zu lange zurücklägen. Das finde ich 
erstaunlich; die Berichte wurden in den Jahren 2005 
bis 2010 der schwarz-gelben Vorgängerregierung 
erstattet.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von FDP und CDU, 
soweit anwesend, wir haben nicht so die Zweifel an 
den Einschätzungen der damaligen Landesregie-
rung, aber Sie zweifeln scheinbar an Ihrer eigenen 
Landesregierung, die diese Einschätzung abgege-
ben hat. Wir teilen diese Bedenken jedenfalls nicht, 
zumal die betroffenen Gesetze, die im Gesetzent-
wurf genannt sind, nicht von so elementarer Bedeu-
tung sind, dass wir auf einer aktuelleren Entschei-
dungsgrundlage bestehen müssten. 

Vierter Grund für unsere Zustimmung zu dem Ge-
setz: Gesetze sind auch ohne Befristungsregelung 
nicht auf alle Zeiten zementiert. Wir brauchen nicht 
unbedingt übermäßig viele Befristungen. Die Land-
tagsfraktionen können jederzeit neue Gesetzge-
bungsprozesse anstoßen. Jeder Abgeordnete kann 
die Landesregierung mit neuen Fragen konfrontie-
ren und so wiederum eine Berichterstattung herbei-
führen. Insofern besteht nicht immer die Notwendig-
keit einer Befristung.  

Das sind für uns die maßgeblichen Gründe, diesem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. Das werden wir gleich 
tun. – Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Kamieth das Wort. 

Jens Kamieth (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
vorgerückter Stunde – später, als wir erwartet ha-
ben – beschäftigen wir uns noch mit einem beson-
deren Kleinod der Rechtspolitik. In der Tat sollten 
wir etwas genauer hinhören, weil wir anhand dieses 
nicht ganz so bedeutenden Vorgangs – da stimme 
ich der Kollegin Wagener zu – einiges über den 
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Umgang der Landesregierung mit diesem Hohen 
Hause erfahren können.  

Mit insgesamt fünf Gesetzen zur Befristung des 
Landesrechts aus den Jahren 2004/2005 haben die 
damaligen Regierungen die Befristung und ständige 
Überprüfung zur Grundlage vieler Gesetze ge-
macht. Sinn und Zweck dieser Regelung war die 
Entbürokratisierung, den Gesetzesbestand mög-
lichst schlank zu halten und Gesetze zu streichen, 
die sich in der Praxis nicht bewährt haben.  

Leider geht Rot-Grün wie schon in der letzten 
Wahlperiode in der jetzigen Wahlperiode zuneh-
mend dazu über, Gesetze einfach pauschal zu ent-
fristen,  

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Stimmt gar nicht!) 

sodass der ursprünglich beabsichtigte Effekt verfehlt 
wird.  

Die angesprochenen redaktionellen Änderungen 
sind selbstverständlich unproblematisch, und wir 
könnten sie mittragen. 

Kritisch zu beurteilen ist hingegen, dass zum Bei-
spiel die Berichtspflicht in § 51 Schiedsamtsgesetz 
NRW gestrichen werden soll, ohne dass dem Land-
tag vorher ein aktueller Bericht über die Erfahrun-
gen mit dem Gesetz vorgelegt wurde. In der Geset-
zesbegründung wird diesbezüglich auf einen Bericht 
aus dem Jahr 2006 verwiesen. Schon der Respekt 
vor dem Landtag gebietet es, den Abgeordneten 
einen aktualisierten Bericht vorzulegen, anstatt von 
ihnen zu verlangen, auf der Grundlage einer acht 
Jahre alten Vorlage zu entscheiden. Acht Jahre! Wo 
bleibt da der Respekt vor diesem Hohen Hause? 

Ähnlich ist es mit der Streichung von § 55 Abs. 2 
Nachbarrechtsgesetz NRW. Auch hier liegt kein ak-
tueller Bericht vor, der eine Streichung der Befris-
tungsregelung rechtfertigt. Der letzte Bericht ist aus 
dem Jahr 2009, also stammt aus der vorletzten 
Wahlperiode.  

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Von 2005 bis 
2010 wurde in diesem Hohen Hause sehr gute Poli-
tik gemacht, nach meiner Überzeugung sehr viel 
bessere als heute.  

(Beifall von der CDU) 

Da hatten Begriffe wie „Entbürokratisierung“, „Scho-
nung der personellen Ressourcen in der Verwal-
tung“ und „sorgfältige Aufarbeitung der politischen 
Herausforderungen“ noch einen Wert.  

Solange diese Landesregierung ihrer gesetzlichen 
Pflicht nicht nachkommt, dem Rechtsausschuss ei-
nen aktuellen Evaluierungsbericht zu den betreffen-
den Gesetzen vorzulegen, können wir einer Entfris-
tung nicht zustimmen. Wir werden daher dem Ge-
setzentwurf nicht zustimmen. – Danke.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Hanses.  

Dagmar Hanses (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir können es an dieser 
Stelle sicherlich kurz machen.  

Ich musste doch ernsthaft noch mal im Protokoll des 
Rechtsausschusses nachsehen, um festzustellen, 
wie die Opposition eigentlich abgestimmt hat; denn 
auch dort war es nicht wirklich kontrovers.  

Das Vorgehen hier wundert mich schon; denn ich 
sehe nicht, dass CDU oder FDP wirklich etwas am 
BGB, am Schiedsamtsgesetz oder am Juristenaus-
bildungsgesetz ändern wollen. Selbstverständlich 
hätten Sie als Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier jederzeit die Gelegenheit, dazu Vorschläge ein-
zubringen.  

Wir finden diese Entfristungen und kleinen Ände-
rungen absolut unproblematisch. 

(Beifall von Sven Wolf [SPD]) 

Wenn Gesetze dauerhaft fortbestehen, muss man 
sie selbstverständlich nicht befristen. Wenn sie 
zwingend erforderlich sind und dauerhaft fortbeste-
hen, muss man sie nicht ändern. Das ist nur unnöti-
ge Bürokratie und beschäftigt uns an der falschen 
Stelle. Jedes Gesetz kann jederzeit geändert oder 
aufgehoben werden. Das ist doch eine unserer Auf-
gaben. Da gibt es überhaupt kein Problem. 

Entgegen Ihrer eben gemachten Äußerung, Herr 
Kollege Kamieth: Mit dem Nachbarrechtsgesetz ha-
ben wir uns hier sehr wohl beschäftigt. Wenn Sie 
Fragen zu bestimmten Gesetzestatbeständen ha-
ben, dann können Sie die selbstverständlich hier 
und auch gegenüber der Landesregierung jederzeit 
stellen.  

Wir finden das also völlig unproblematisch. Wir be-
grüßen auch, dass an einer Stelle die Formulierung 
von DM in Euro geändert wird. Ich denke, damit 
sind wir wieder auf aktuellem Stand. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion spricht als 
nächster Redner Herr Kollege Wedel.  

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
soll nicht nur das Justizgesetz insbesondere im Be-
reich des Dolmetscherwesens angepasst werden; 
vor allem soll bei acht Gesetzen die bisherige Be-
fristungsregelung oder Berichtspflicht aufgehoben 
werden bzw. eine Berichtspflicht von drei auf fünf 
Jahre verlängert werden. Damit ist heute ein weite-
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rer schlechter Tag für die Gesetzgebung in NRW 
und den Bürokratieabbau.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Oh!) 

Die Befristung von Normen dient dem übergeordne-
ten Ziel der Bürokratievermeidung. Eine regelmäßi-
ge entsprechende Evaluierung ermöglicht eine 
nachträgliche Wirkungsbeobachtung und Erfolgs-
kontrolle durch Regierung und Gesetzgeber, zwingt 
zur periodischen Neubefassung und Selbstkontrolle 
und fördert den Qualitätsanstieg sowie Deregulie-
rung mittels ständiger Rechtsbereinigung.  

Die Verbreitung von und Erfahrung mit generellen 
Befristungsregelungen in Nordrhein-Westfalen und 
anderen Bundesländern sind wissenschaftlich posi-
tiv untersucht worden.  

(Beifall von der FDP) 

So kommt die Richterin beim Oberlandesgericht 
Hamm, Dr. Andrea Becker, zu folgendem Fazit – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –:  

Erstens. 

„Die Verknüpfung von Ressortübergreifender 
Normprüfung und Befristungsgesetzgebung hat 
sich als effektives Mittel zum Bürokratieabbau 
bewährt, will man die Normenflut eindämmen 
und zugleich die Normenqualität nachhaltig stei-
gern sowie Bürokratieabbau effektiv und effizient 
betreiben.“ 

Zweitens. 

„Das Bewusstsein, dass es eine Qualitätskontrol-
le durch eine Ressortübergreifende Normprü-
fung gibt, und die inzwischen über dreijährigen 
Erfahrungen der Ressorts mit der Ressortüber-
greifenden Normprüfung haben dazu geführt, 
dass sich die Normensetzungstätigkeit der Res-
sorts verbessert hat. Die Tätigkeit der Normprü-
fung wäre aber nur halb so erfolgreich, würde 
sich die Tätigkeit auf neue Normen beschränken 
und nicht auch auf Evaluierungsberichte und die 
Vorlage von Änderungs- und Mantelnormen er-
strecken, mit denen Verfallklauseln verlängert 
werden sollen.“ 

Drittens. 

„Die Befristungsgesetzgebung stellt insoweit ei-
ne grundlegende Kulturänderung dar, als die 
jahrhundertelang vorherrschende Vorstellung 
des ‚in Stein gemeißelten‘, strukturell ‚für die 
Ewigkeit‘ erlassenen Gesetzes aufgegeben wur-
de. Die Erfahrungen mit der Befristungsgesetz-
gebung sind positiv. Die Erfahrungen von Regie-
rung und Fraktionen im Landtag an die Einfüh-
rung der Befristungsgesetzgebung dürften erfüllt 
worden sein.“ 

Meine Damen und Herren, auch wenn Gesetze fort-
laufend überprüft werden sollen, hat es sich in der 
Praxis bewährt, jedenfalls alle fünf Jahre deren 

Existenzberechtigung und Änderungsbedarf syste-
matisch zu überprüfen und dem Landtag dazu zu 
berichten.  

(Sven Wolf [SPD]: Sagen Sie doch mal konk-
ret, bei welchen Gesetzen!) 

Jedenfalls besteht auch Änderungsbedarf bei eini-
gen der im vorliegenden Artikelgesetz enthaltenen 
Gesetze. Neben Verweiskorrekturen und Umstel-
lung auf Euro-Beträge wird Art. 74 des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch auf-
gehoben.  

Der Landtag hat in den Jahren 2004 und 2005 das 
gesamte Landesrecht unter den grundsätzlichen 
Vorbehalt der Befristung gestellt. Von den Lobes-
hymnen des Staatsministers a. D. Dr. Fritz Behrens 
aus dem Frühjahr 2003 ist nichts mehr zu hören. Ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten: 

„Mit dem beschlossenen Anti-Bürokratie-
Programm durchbrechen wir den Kreislauf von 
Überregulierung.“  

Und weiter: 

„Das Festhalten an zeitlich unbegrenzt gültigen 
Rechtsvorschriften wird den aktuellen Anforde-
rungen von Bürgern, Unternehmen und Kom-
munen an staatliche Regelungen nicht mehr ge-
recht.“ 

Das erklärte er damals auf einer Regierungspresse-
konferenz in Umsetzung eines Versprechens des 
damaligen Ministerpräsidenten Steinbrück.  

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Hört, hört!) 

Meine Damen und Herren, nach weniger als zehn 
Jahren wird dies alles über den Haufen geworfen. 
Die Landesregierung hat Ende 2011 die Abschaf-
fung der Befristung des Landesrechts per Kabi-
nettsbeschluss eingeleitet. In Änderungsentwürfen 
der Landesregierung wird seitdem vorgeschlagen, 
die in Stammgesetzen enthaltenen Befristungsrege-
lungen, sprich: Verfallklauseln oder Berichtspflich-
ten, zu streichen.  

Bei den Herner Gesprächen 2012 der Fortbildungs-
akademie des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales des Landes Nordrhein-Westfalen lautete 
das Thema: „Mehr Bürokratie wagen!“ Es saßen nur 
geladene Vertreter von Grünen und SPD auf dem 
Podium. 

Meine Damen und Herren, die Anforderungen von 
Bürgern, Unternehmen und Kommunen in puncto 
Bürokratieabbau haben sich nicht geändert – ganz 
im Gegenteil. Dass ein wirksames Instrument zum 
Bürokratieabbau wie die grundsätzliche Befristung 
des Landesrechts nunmehr sukzessive über Bord 
geworfen wird, können wir als FDP nicht mittragen. 

(Beifall von der FDP) 
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Deshalb lehnen wir den Gesetzentwurf ab – nicht 
weil wir das Erfordernis der darin enthaltenen Ge-
setze infrage stellen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wedel. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Schulz das Wort. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
verehrte Zuschauer noch im Saal wie auch zu Hau-
se! Grundsätzlich muss man sich nach den bisheri-
gen Beiträgen fragen, welches Verständnis von Bü-
rokratie oder Bürokratieabbau auf der einen oder 
anderen Seite besteht. Es gibt da offenbar unter-
schiedliche Auffassungen.  

Rot und Grün haben ganz klar gesagt: Durch den 
hier vorliegenden Gesetzentwurf wird Bürokratieab-
bau bewerkstelligt.  

Die FDP sagt: Er führt zum Gegenteil, Bürokratie-
abbau findet also gerade nicht statt, sondern durch 
dieses Gesetz zur Entfristung findet ein Bürokratie-
anstieg statt oder es droht ein solcher.  

Was die Ausführungen von Herrn Kollegen Kamieth 
von der CDU angeht, so liegt im Prinzip – bis auf 
zwei Ausnahmen – Zustimmungsfähigkeit hinsicht-
lich des Gesetzentwurfes vor, nämlich einmal im 
Bereich des Nachbarrechtsgesetzes wie anderer-
seits im Bereich des Schiedsamtsgesetzes.  

Ich sehe hier – gemäß der Empfehlung an meine 
Fraktion – deutlich Anzeichen für einen Bürokratie-
abbau, für den ich übrigens einmal auf die Bühne 
gegangen bin, bevor ich kraft des Wahlergebnisses 
hier im Landtag landete. 

Im Übrigen kann ich den Ausführungen der Kollegin 
Wagener dahin gehend durchaus folgen, dass hier 
Verfahrensregelungen und Berichtspflichten inso-
fern abgeschafft werden, als diese innerhalb der in 
den bisherigen Gesetzen enthaltenen Fristsetzun-
gen auch tatsächlich umgesetzt worden sind.  

Wenn, wie Herr Kollege Kamieth ausführte, hier 
eventuelle Evaluationen oder Berichte schon einige 
Jahre alt sind, mögen sie möglicherweise auch 
nach sorgsamer Überprüfung durch die Fachabge-
ordneten in diesem Hause weiterhin Bestand ha-
ben; denn ich gehe davon aus, dass sowohl die 
Fraktionen bzw. ihre Fachabgeordneten wie aber 
auch die jeweilige Basis mit entsprechendem Fach-
verstand an die einzelnen Gesetze herangehen, 
diese betrachten und dort, wo Lücken auftauchen, 
auch eventuell Fragen stellen.  

Diese können hier im Hohen Hause und in den 
Ausschüssen immer gestellt werden. Im Zweifel gilt 
der Grundsatz, dass dann, wenn man gesetzliche 
Änderungen für erforderlich hält, diese entspre-

chend eingebracht werden. Von daher habe ich 
meiner Fraktion empfohlen, diesem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Kutschaty. 

Thomas Kutschaty, Justizminister: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Wagener, Frau 
Hanses und Herr Schulz haben schon das Wesent-
liche zutreffend dargestellt. Ich glaube, uns allen 
geht es darum, Bürokratie abzubauen, die Bürge-
rinnen und Bürger, aber auch die Unternehmen in 
unserem Lande nicht mit unnötiger Bürokratie zu 
belasten. Meine Damen und Herren, es gehört aber 
genauso zum Bürokratieabbau, Behörden – dazu 
zählen auch Justizbehörden – nicht damit beauftra-
gen zu müssen, sich in regelmäßigen Abständen 
die Frage zu stellen, ob wir ein Juristenausbil-
dungsgesetz brauchen, um das zu evaluieren. 

Die Frage des grundsätzlichen Bestandes ist klar. 
Das gilt für das Juristenausbildungsgesetz genauso 
wie für das Schiedsamtsgesetz und das Nachbar-
rechtsgesetz. Ich glaube, wir bauen gerade Büro-
kratie auf, wenn Sie die Justiz in Nordrhein-
Westfalen dazu verpflichten, alle drei Jahre diese 
Gesetze auf ihre grundsätzliche Notwendigkeit hin 
zu überprüfen. Das ist kein Beitrag zum Bürokratie-
abbau. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Deswegen haben wir, bevor wir Ihnen diesen Ge-
setzentwurf vorgelegt haben, genau geschaut: In 
welchen Bereichen sind Evaluationen sinnvoll und 
notwendig? Wo können wir, weil diese Gesetze 
dauerhaft Bestand haben oder weil wir einfach Aus-
führungsgesetze machen müssen, die Bundesrecht 
umsetzen, auf eine regelmäßige Überprüfung ver-
zichten? Auch da können wir uns nicht entscheiden: 
Brauchen wir das oder nicht? Das müssen wir ein-
fach haben. Deswegen haben wir auch genau da-
rauf geschaut: In welchen Bereichen können wir 
davon ausgehen, dass diese Gesetze auch noch in 
den nächsten Jahrzehnten Bestand haben werden? 
Und in welchen Bereichen muss man tatsächlich 
evaluieren? 

Insofern bauen wir eigene Bürokratie ab, indem wir 
sagen: Wir konzentrieren uns auch mit zukünftigen 
Untersuchungen auf die Gesetze, wo tatsächlich 
Handlungsbedarf entstehen kann. Dort wollen wir 
auch weiterhin sinnvoll und gut evaluieren. Ich glau-
be, das ist ein vernünftiger Weg, den wir insgesamt 
gehen können. Deswegen bitte ich um Zustimmung 
zu diesem Gesetz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
deshalb die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 16/4833, den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/4231 unverändert an-
zunehmen. Wer dieser Beschlussempfehlung folgen 
möchte, den darf ich um das Handzeichen bitten. – 
Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und die Piratenfraktion. – Wer stimmt gegen 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Frakti-
onen von CDU und FDP sowie der fraktionslose 
Abgeordnete Stein. Gibt es Enthaltungen? – Das ist 
nicht der Fall. – Damit ist diese Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/4833 mehrheitlich ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
16/4231 in zweiter Lesung verabschiedet.  

Ich rufe auf: 

13 Gesetz zur Entpolitisierung der Polizei 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/2336 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/4834 

zweite Lesung  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Abgeordneten 
Ganzke das Wort.  

Hartmut Ganzke (SPD): Vielen Dank. – Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Es wird nicht viele überraschen, dass die SPD-
Fraktion der Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses folgen und Ihren Gesetzentwurf, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, ablehnen 
wird. Grund hierfür, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der FDP, ist, dass uns Ihr Vorhalt der Politisierung 
nicht wirklich überzeugt hat und wir aus diesem 
Grunde Ihren Gesetzentwurf zur Entpolitisierung der 
Polizei ablehnen werden. 

(Beifall von der SPD) 

Schon bei der Einbringung des Gesetzentwurfs ha-
ben wir darauf hingewiesen, dass Ihre Problembe-
schreibung zum Gesetzentwurf an der Wirklichkeit 
vorbeigeht. Anders als von Ihnen suggeriert, genie-
ßen unsere Polizei und die sie führenden Polizei-
präsidentinnen und Polizeipräsidenten in der Bevöl-
kerung ein hohes Ansehen und hohes Vertrauen. 
Das ist unserer Ansicht nach deshalb so, weil in 
Nordrhein-Westfalen jeder Beamte – auch die Poli-
zeipräsidentinnen und Polizeipräsidenten als politi-
sche Beamte – nach Eignung, Gesetz und Befähi-

gung ausgewählt wird. Dass dies so ist, bestätigten 
auch die Sachverständigen im Sachverständigen-
gespräch. Von den Sachverständigen sah daher bis 
auf einen keiner Änderungsbedarf an der jetzigen 
Ernennungspraxis. 

Ein zweiter von Ihnen nicht beachteter Punkt im 
Gesetzentwurf ist immer wieder die Position der 
Landrätinnen und Landräte, die den Kreispolizeibe-
hörden in unserem Land vorstehen. Auch hierüber 
haben wir im Innenausschuss gesprochen und kont-
rovers diskutiert. Würden Sie Ihren Gesetzentwurf 
ernst nehmen, müssten Sie nämlich unserer Ansicht 
nach auch fordern, dass die Landräte und Landrä-
tinnen nicht mehr die Polizei ihrer Kreise leiten dür-
fen. 

(Beifall von der SPD) 

Aber auch das kann nicht gewollt sein und ist unse-
rer Ansicht nach auch nicht wünschenswert. 

Nach dem Sachverständigengespräch steht des-
halb für die SPD-Fraktion darüber hinaus fest, dass 
auch die Auswahl der Polizeipräsidentinnen und Po-
lizeipräsidenten nicht nur innerhalb der Polizei, son-
dern auch innerhalb der Bevölkerung als ein demo-
kratischer Vorgang gesehen wird, der sich an Recht 
und Gesetz orientiert. Dabei, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, sollten wir es auch belassen. 

Den Gesetzentwurf werden wir – wie es der Innen-
ausschuss vorschlägt – ablehnen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Verena Schäffer 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Kruse das Wort. 

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Polizeipräsidenten sind in 
Nordrhein-Westfalen politische Beamte. Das heißt: 
Sie können von der Landesregierung jederzeit in 
den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. Die-
se durch das Landesbeamtengesetz geregelte Vor-
gehensweise schwächt aus Sicht der CDU-Fraktion 
die Stellung der Polizeipräsidenten. Denn es be-
steht die Gefahr einer politischen Abhängigkeit bzw. 
der parteipolitischen Einflussnahme auf die Polizei-
arbeit. Denn die Möglichkeit, die Polizeipräsidentin-
nen und Polizeipräsidenten unabhängig von der un-
ter ihrer Leitung in den Behörden erzielten Leistun-
gen jederzeit in den einstweiligen Ruhestand zu 
versetzen, schwächt deren Stellung.  

Im Unterschied zu meinem Vorredner Herrn Kolle-
gen Ganzke schließen wir uns ausdrücklich der Auf-
fassung des Sachverständigen Prof. Lindner an, die 
dieser im Rahmen des Sachverständigengesprächs 
am 12. September 2013 überzeugend ausgeführt 
hat, dass nämlich das Bundesverfassungsgericht in 
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